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Hinkley Point C: die ersten Investoren 
springen bereits ab 
Die Klage Österreichs gegen die 
Entscheidung der EU-Kommission, 
wettbewerbsverzerrende und nicht 
zukunftsweisende Förderungen des 
geplanten AKW Hinkley Point C 
zuzulassen, zeigt Wirkung: Das 34 
Milliarden Euro (24,4 Milliarden Pfund) 
teure Atomkraftwerk sollte nach 
ursprünglichen Plänen von den 
französischen Investoren EDF, Areva und 
zwei staatlichen chinesischen Atom-
Firmen finanziert werden. Trotz 
generösester (und laut Meinung 
Österreichs wettbewerbsverzerrender und 
daher illegaler) Förderung über 35 Jahre, 
sowie Kredit-Garantien über weitere 24 
Milliarden Euro  (17 Milliarden Pfund) 
springen nun die Investoren ab. Ihnen 
bereitet die Investitionsunsicherheit im 
Erfolgsfall der österreichischen Klage 
Probleme. 

Die Ratingagenturen Moody’s und 
Standard & Poor’s haben angekündigt, die 
Kreditwürdigkeit des Investors EDF im 
Falle einer Investition in Hinkley Point 
herunterzustufen, da die wirtschaftlichen 
Risiken bei einer juristischen Niederlage 
gigantisch sind. Aus Verhandlungskreisen 
hört man außerdem, dass die chinesischen 
Firmen statt 50 Prozent nur noch eine 
Beteiligung von 30 Prozent wollen. Das 
schafft massive Probleme für den einzigen 
verbliebenen Investor EDF. 
Nachdem bereits die Staats-Fonds von 
Kuwait und Katar, die Saudi Electric 
Company und Hermes Investment Fund 
abgewunken hatten, fiel auch noch der 
Reaktorbauer AREVA wegen finanzieller 
Probleme als Investor aus. AREVA machte 
2014 4,9 Milliarden Verlust und musste 
vom französischen Staat durch eine 

Restrukturierung gerettet werden. 
„Klagen für Rechtsstaatlichkeit 
wirkt“, so Dr. Reinhard Uhrig, Anti-
Atom-Sprecher von GLOBAL 2000. 

Die Wiener 
Plattform 
Atomkraft-
frei setzt mit 
ihrem Projekt 
„Donauregion  

Atomkraftfrei“ ein deutliches 
Zeichen für die Wichtigkeit der 
internationalen  Zusammenarbeit 
von Anti-Atom-Gruppen. Mit der 
Unterstützung  des  Landes NÖ, 
Abteilung BD4, Umwelttechnik, 
konnte die Website www.donau 
region-atomkraftfrei.at errichtet 
werden. Auf dieser Plattform 
können Beiträge von uns und  von 
NGOs der sogenannten „Donaure-
gion“ in zwei oder drei Sprachen 
nachgelesen werden. So berichten 
Antiatom-Aktivistinnen und Akti-

visten aus Tschechien, 
Ungarn, Slowenien, Bulgarien, 
Rumänien, Deutschland und 
Österreich über Grund-
sätzliches und Neues aus dem 
Bereich Atomwirtschaft ihres 
jeweiligen Landes. Wir legen 
Wert auf Informationen, die 
nicht in Zeitungen oder ande-
ren Medien aufscheinen und 
erhoffen uns damit einen offe-
nen und kritischen Austausch 
über die Möglichkeiten von 
gemeinsamen oder nationalen 
Antiatom-Aktivitäten. Mögen 
uns viele Mausklicks dabei 
helfen! 

Die Wiener Plattform Atom-
kraftfrei hat seit den späten 
1990er-Jahren mehr als 
110.000 Unterschriften gegen 
Atomkraft gesammelt. 
Respekt! 

Foto: Wiener Plattform Atomkraftfrei 



 

 

Grenzüberschreitende Allianzen!
Die Wiener Plattform Atomkraftfrei 
drängt auf eine Allianz der atomkraft-
freien und -ausstiegswilligen Länder in 
der EU, wenn möglich auf österreichische 
Initiative.  Die österreichischen Politiker 
täten alles in ihrer Macht Stehende, um zu 
diesem Thema Bündnisse zu schließen und 
Interessenten auf EU-Ebene zu gewinnen, 
doch die in Frage kommenden Länder seien 
träge, hören wir von Sektionschef Dr. Liebel 
im Umweltministerium.  

Wir fragen uns: Muss sich innerhalb der 
Grenzen der EU erst ein erheblicher Störfall 
ereignen, zusätzlich zu jenen Fällen, die als 
zu gering eingestuft werden, um überhaupt 
von einem breiteren Publikum wahrge-
nommen zu werden? Das wollen wir doch 
wohl nicht hoffen!  

Die Wiener Plattform Atomkraftfrei im Wirtschaftsmi nisterium  

Wir deponierten bei unserem Besuch im Wirtschafts-
ministerium unsere Bedenken und Anliegen bezüglich 
Österreichs Rolle als prononciertes Anti-Atom-Land 
in der EU: 

Punkto Sicherheit von Atomkraftwerken gibt es kein 
ausgegorenes gesamteuropäisches System, obwohl 
die Gefahren und Risiken übernational sind. Dann ist 
da noch die Frage: Was passiert, wenn Sicherheits-
maßnahmen gegen Versorgungssicherheit oder 
Wirtschaftlichkeit stehen? In Belgien wurden zum 
Beispiel Risse und Mängel in einem Reaktor 
festgestellt, das Risiko war sehr hoch, doch die 
Abschaltung war versorgungstechnisch nicht 
erwünscht. 

Die WPA ist nicht einverstanden mit dem Zertifikate-
handel, losgelöst vom Stromhandel. Österreich 
importiert immer noch Atomstrom so gesehen, der 
„grüngewaschen“ wurde, indem wir zum Beispiel 
Norwegens Wasserkraftzertifikate einkaufen. „Strom 
hat kein Mascherl, doch er hat eine Herkunft.“ 

Österreich unterstützt die Produktion dort, wo wir 
einkaufen… 

Wir beliefern AKWs im Ausland mit Hardware. 
Da sind wir als atomkraftfreies Land nicht sehr 
glaubwürdig. Diese Exporte dürfen vom 
Wirtschaftsministerium nicht genehmigt werden, 
fordert die WPA. Das lässt die österreichische 
Antiatompolitik unglaubwürdig erscheinen – es 
herrscht Handlungsbedarf!  

Was Österreich tun kann: Umweltverträglich-
keitsprüfungen fordern, Parteienstellungen von 
Nachbarländern stärken; aber auch die Eingaben 
der NGOs sind wichtig, ihre Hinweise auf die 
Gefährlichkeit der AKWs, sowie Sicherheits-
aspekte. 

Auch wenn wir gehört haben, wir wichtig die 
NGOs sind: Wir entlassen unsere Politiker-
Innen nicht aus der Verantwortung für den 
Umgang mit Atomkraft in der EU!  

Wir wünschen allen unseren Leserinnen und Lesern frohe Weihnachten,  

bei dem nur der Christbaum und glückliche Kinderaugen strahlen,  

und ein gutes Jahr 2016!

 

Die Wiener Plattform Atomkraftfrei nützt den Nationalfeiertag für eine 
lautstarke Kundgebung gegen die Atomlobby, die mit unserem Erdball ein 
böses Spiel treibt. Mehr als 800 Passanten haben mit ihrer� Unterschrift 
bekräftigt: Wir wollen keine neuen AKWs in Paks, Bohunice, Dukovany oder 
Temelín! Foto: Wiener Plattform Atomkraftfrei 



Wir, die BetreuerInnen und ÄrztInnen des Schulinternates in 
Rubezhnoye/Ostukraine, bitten Euch, liebe Freunde in Österreich: Helft 

uns, unserer Angelina eine glückliche Zukunft zu ermöglichen!  

Sehr viele Krankheiten, auch solche der inneren Organe, sind nach Tschernobyl vermehrt aufgetreten, 
besonders bei Kindern von Evakuierten oder von Liquidatoren. 

Spendenkonto: BAWAG PSK, IBAN AT20 6000 0000 9302 2985, Kennwort „Tschernobylkinder“ 

Hilferuf aus der Ostukraine – Lebensnotwendige Herzoperation  
 Angelina, geboren 2008, 
wurde von ihrer Tante 
großgezogen und hatte ein 
sehr hartes Leben. Ihre 
leibliche Mutter weigerte 
sich, ihr neugeborenes 
Kind aus der Geburtsklinik 
mit nach Hause zu 
nehmen, ließ es ständig bei 
Verwandten, kümmerte 
sich nicht um seine 
Bedürfnisse und verstarb 
schließlich, wodurch 
Angelina zum Waisenkind 
wurde. Als sie in der Folge 
behördlich durchgecheckt 

wurde, entdeckte man bei ihr eine ernsthafte Herzkrankheit.  

Die Ärzte rieten zur sofortigen Operation, 
aber die Kriegshandlungen vereitelten alle 
derartigen Pläne, denn auch das zentrale 
Kinderkrankenhaus in Lugansk, wo man 
solch eine Operation hätte durchführen 
können, wurde vom Krieg massiv in 
Mitleidenschaft gezogen. In diesem Jahr 
versprach das Herzzentrum in Kiev endlich, 
das Kind zu berücksichtigen.  

Die Reise nach Kiew, die Wohnmöglich-
keit, die Lebenshaltungskosten, die 
Spitalskosten und die nach der Operation 
notwendige Rehabilitation würden zum 
Überleben für Angelina 1500 – 2000 Euro 
betragen, sehr viel Geld, das momentan 
niemand hier aufzubringen imstande ist.  
  

Dem leukämiekranke Buben Danil, für den wir Medikamente finanziert haben, geht es besser! Lesen Sie, was uns seine 
Großmutter schreibt: 
„Verehrte Freunde! Ich bin Ljudmila Anatoljevna Semenenko, die Großmutter von Danil Semenenko. Unsere ganze 
Familie möchte ihre tiefe Dankbarkeit für Ihre Hilfe und Unterstützung bei der Behandlung von Danja ausdrücken. Nach  
der Intensivstation ist er jetzt auf dem Weg der Besserung und kommt wieder zu Kräften. Die weitere Behandlung ist im 
Laufen. Vielen herzlichen Dank!“ Herzlichen Dank an alle SpenderInnen, die das ermöglicht haben! 

Liebe Leserinnen, liebe Leser! Sie erhalten dreimal kostenlos 
unsere Zeitung „Atomkraftfreie Zukunft“. Bitte nehmen Sie heute 
die Gelegenheit wahr und überweisen Sie uns eine Spende. Falls 
nach dreimaligem Bezug keine Spende eingeht, müssen wir aus 
Kostengründen die Zustellung einstellen. Tut uns leid..!

 
Wenn Sie unseren Newsletter lesen 
wollen, bitten wir Sie, uns Ihre E-Mail-
Adresse bekanntzugeben. 

Besuchen Sie uns auf unserer Website www.atomkraftfreiezukunft.at und unterschreiben Sie 
die Petitionen „Kein neuer Atom-Reaktor in Bohunice/Slowakei!“ und „Keine neuen 
Atomreaktoren in Temelín und Dukovany!“ 

Um unsere Aktivitäten auch weiter mit gutem Erfolg fortsetzen zu können, ersuchen wir unsere 
Leserinnen und Leser um die Überweisung des Förderbeitrags von € 15.- für das Jahr 2015.  
Auch Spenden nehmen wir dankend an! 

Die Vervielfältigung und der Versand dieser Zeitungsausgabe werden unterstützt von der Wiener Umweltanwaltschaft. 



Kurz und wichtig 
Tschechische Untertitel für atomkritischen Film 
Eine bemerkenswerte Initiative ergriffen in  diesem Herbst die Aktivistinnen 
der „Mütter gegen Atomgefahr“ in Freistadt/OÖ: Es gelang, den Film „Die 
Reise zum sichersten Ort der Erde“, eine hervorragende Dokumentation 
über die Problematik der Atommüll-Endlagerung, mit tschechischen 
Untertiteln auszustatten. So kann die Bevölkerung in unserem nördlichen 
Nachbarland Tschechien umfassend darüber informiert werden, was uns 
noch am Ende der Laufzeit der Atomreaktoren ins Haus stehen wird. 
Allmählich bröckelt ja auch in Tschechien der ungebremste Glaube an die 
Segnungen der Atomkraft. Mit jeder an zwei Filmabenden in Freistadt 
verkauften Kinokarte wird das Budget für tschechische Screenings, für 
Vorführrechte, attraktive Eintrittspreise und Bewerbung an vielen Orten 
aufgestockt. (www.muettergegenatomgefahr.at) 

Fukushima-Wasser: Gereinigt? 
Mitte September leitete der japanische AKW-Betreiber TEPCO große 
Mengen dekontaminiertes Wasser aus der Umgebung des havarierten AKWs 
Fukushima ins Meer. Es wurde von hochradioaktiven Substanzen wie 
Strontium und Cäsium gereinigt, enthielt aber noch Tritium. Greenpeace 
warnt vor einer Verharmlosung der Aktion. 
(Kronen-Zeitung, 15. 9. 2015)  

Ältestes Atomkraftwerk der Welt 
Beznau 1 liegt in der Schweiz und ist bereits in seinem 47. Jahr! Beznau 2 
ist nur zwei Jahre jünger. Sicherheitsmängel gibt es bezüglich der Kühlung 
der Brennelemente-Becken, sie sind nicht genügend gegen Erdbeben und 
Überflutung geschützt. Die Notfallmaßnahmen zur Wiederherstellung der 
Kühlung sind unzureichend. Bei der Revision im August 2015 wurden 
tausende Dellen und Löcher im Stahlmantel entdeckt. Die Grünen 
Deutschlands fordern die Stillegung des grenznahen AKWs. 
www.atomkraftfeiezukunft.at. Factsheets, @tagesanzeiger 16. 10. 2015 

Motto „Lieber sterbenskrank als hungrig!“ 
Die WPA hatte einen Termin bei der österreichischen sozialdemokratischen 
EU-Parlamentsabgeordneten Karin Kadenbach zum Thema Strahlen-
Höchstwerte in Nahrungsmitteln. Die kürzlich beschlossenen Werte sind so 
hoch – oder so wirtschaftsfreundlich? -, dass jemand nach drei Monaten mit  
„erlaubten“ Lebensmitteln bereits mit einer Dosis von 1 Millisievert 
verstrahlt wäre, was der maximalen Jahresdosis entspricht (Wir berichteten). 
Die neue Verordnung geht nämlich von einer durchschnittlichen 
Verstrahlung von höchstens 10% bei den Lebensmitteln und von nur 1% des 
Trinkwassers aus. Bei solchen (optimistischen) Annahmen können dann 
natürlich so hohe Werte verordnet werden. Und dem haben die 
Parlamentarier zugestimmt. Der Beschlussprozess auf EU-Ebene ist bereits 
weit fortgeschritten. Die bislang letzte Station war die Abstimmung des 
Europaparlaments am 9. Juli dieses Jahres. Der Rat soll bis Ende dieses 
Jahres entscheiden – so unsere bisherige Information.  
Wozu haben wir unsere Volksvertretung? Es wäre doch wohl ihre Aufgabe, 
das in der österreichischen Verfassung festgeschriebene Nein zur 
Atomenergie umzusetzen. Unsere EU-Parlamentarier (mit Ausnahme der 
Grünen) sind uns hier in den Rücken gefallen! 

Einladung zur Jahreshauptversammlung 
Die „Wiener Plattform Atomkraftfrei“ lädt alle Förderinnen und Förderer 
zur Jahreshauptversammlung am 15. 1. 2016 um 16 Uhr ins Amerlinghaus, 
1070 Wien, Stiftgasse 8, ein. Die Tagesordnung wird rechtzeitig auf unserer 
Website www.atomkraftfreiezukunft.at einsehbar sein. 

Allerletzte Meldung in Sachen geplante neue Atomreaktoren in 
Paks/Ungarn: Die EU-Kommission hat ein Vertragsverletzungsverfah-
ren eingeleitet, der Atomkonzern Rosatom hätte den Auftrag „ohne 
transparentes Verfahren“ erhalten; angeblich wollte die Kommission 
Ungarn auch auffordern, die Planungen und Arbeiten in Paks 
einzustellen. (Kurier, 21. 11. 2015) 

Thema aktuell 

 

Mag a. Hanna 
Nekowitsch, 
Sprecherin der 
„Wiener 
Plattform 
Atomkraftfrei“ 

Beschwichtigen und schönreden! 
Redaktion: Am 18. 11. 2015 hat in Wien die 
Anhörung zum geplanten Neubau eines Atom-
reaktors in Bohunice in der Slowakei stattge-
funden. Wurden dabei die Fragen der NGOs 
und der Bevölkerung ausreichend 
beantwortet?  

Hanna: Die Fragen wurden zwar wortreich   
beantwortet, aber von inhaltlich ausreichend 
kann gar keine Rede sein. Die Einwände, auch 
bezüglich der Mängel des Verfahrens, wurden, 
wie meist bei solchen Anhörungen, vom Tisch 
gewischt, indem mit Zahlen und Statistiken 
beschwichtigt wurde, deren Quellen nicht 
genannt wurden. Man werde sie nachreichen, 
hieß es. 

Red.: Welche Antworten gab es bezüglich der 
Sicherheit? 

H.: Das AKW werde sicher sein, so behaupteten 
die Projektwerber. Allerdings wurden schwere 
Unfälle und sogenannte kumulative (sich sum-
mierende) Ereignisse, etwa wenn es in zwei oder 
mehr der Anlagen zu Problemen kommt, gar 
nicht berücksichtigt. Der Gipfel diesbezüglich 
war die Bemerkung eines Mannes (es waren von 
der slowakischen Seite nur Männer anwesend), 
er wohne nur 10 km entfernt und fürchte sich 
nicht. Es wurde also beschwichtigt und gelogen, 
man kann es nicht anders zusammenfassen. 

Red.: Welche Alternativen zum Projekt kamen 
zur Sprache und was ist das Fazit aus dieser 
Anhörung? 

H.: Es wurden keine Alternativen untersucht! 
Auf die Frage, warum man nicht dieselbe 
Summe Geldes in erneuerbare Energien 
investiert, meinten die Projektwerber, in der 
Slowakei sei das Potential für Erneuerbare 
Energien bereits ausgeschöpft! 
Das Fazit ist, dass diese UVP eine Farce ist. Es 
kann nicht sein, dass die Projektwerber mit 
solch haarsträubenden Unterlagen durchkom-
men. Unsere Bundesregierung muss sich für 
unsere Rechte auf eine ordentliche UVP laut 
ESPOO- und Aarhus-Konvention stark machen! 

 


